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Verordnung 
der Bundesregierung 

Verordnung zum Schutz vor einreisebedingten Infektionsgefahren in 
Bezug auf neuartige Mutationen des Coronavirus SARS-CoV-2 nach 
Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch 
den Deutschen Bundestag 
(Coronavirus-Schutzverordnung – CoronaSchV) 

A. Problem und Ziel 

Die weltweite epidemiologische Situation im Hinblick auf die Ausbreitung von Infektionen 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 entwickelt sich weiterhin sehr dynamisch. Insbesondere 
im Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland, der Republik Irland und in 
Portugal sowie in der Republik Südafrika und Brasilien sind neue Virusvarianten (Mutatio-
nen) festgestellt worden. Die Dynamik der Verbreitung der Varianten ist insbesondere in 
diesen Staaten besorgniserregend. Für diese und zukünftig auftretende Virusvarianten gilt, 
dass sich der Schweregrad der Erkrankung und die Übertragbarkeit im Vergleich zu der 
initial zirkulierenden Virusvariante möglicherweise verändern können. Weiterhin besteht 
das Risiko, dass die Wirksamkeit der aktuell verwendeten Impfstoffe gegen die neuen Va-
rianten abnimmt, weil die durch die Impfung gebildeten neutralisierenden Antikörper gegen 
das veränderte Virus schlechter schützen. Diese Phänomene werden derzeit in zahlreichen 
wissenschaftlichen Studien weiter untersucht. 

Im Dezember 2020 berichteten britische Behörden von einer neuen SARS-CoV-2-Virusva-
riante (B.1.1.7), die sich seit September 2020 in Großbritannien ausbreitet. Untersuchun-
gen zufolge ist sie noch leichter von Mensch zu Mensch übertragbar als bisher zirkulierende 
Varianten. Nach Einschätzung der britischen Regierung ist die Variante um bis zu 70 Pro-
zent leichter übertragbar und hat eine um 0,4 Punkte höhere Reproduktionsrate (R) im Ver-
gleich zur bisher bekannten Variante von SARS-CoV-2. Während anfangs nicht davon aus-
gegangen wurde, dass diese Variante mit schwereren Krankheitsverläufen einhergeht, gibt 
es inzwischen – bei begrenzter Datenlage – erste Hinweise darauf, dass sie mit einer er-
höhten Fallsterblichkeit einhergehen könnte. Hinweise auf eine verringerte Wirksamkeit der 
Impfstoffe gibt es bislang nicht. 

Über die Virusvariante B.1.351 aus Südafrika wurde ebenfalls erstmals im Dezember 2020 
berichtet. Auch sie geht ersten Untersuchungen zufolge mit einer höheren Übertragbarkeit 
einher. Inzwischen wurden erste Studien veröffentlicht, die vermuten lassen, dass der 
Schutz durch neutralisierende Antikörper gegenüber dieser Variante reduziert sein könnte 
bei Personen, die an der ursprünglichen Variante erkrankt waren oder einen auf dieser be-
ruhenden Impfstoff erhalten haben. 

Die SARS-CoV-2-Variante B.1.1.28 P.1 zirkulierte erstmals im brasilianischen Staat Ama-
zonas und ähnelt in ihren Veränderungen der südafrikanischen Variante. Eine erhöhte 
Übertragbarkeit wird ebenfalls als denkbar erachtet. Für eine mögliche Reduktion der Wirk-
samkeit neutralisierender Antikörper bei Genesenen bzw. Geimpften gibt es Anhaltspunkte.  

Das Auftreten der Varianten fällt zeitlich zusammen mit deutlichen Fallzahlanstiegen und 
massiver weiterer Belastung der Gesundheitssysteme in den genannten Ländern und Re-
gionen. Die Eigenschaften der Varianten werden derzeit in zahlreichen wissenschaftlichen 
Studien weiter untersucht.  
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Als ein Virusvarianten-Gebiet musste erst kürzlich auch Portugal (seit dem 27. Januar 2021) 
eingestuft werden. Dort hatte die Zahl der Corona-Infektionen stark zugenommen und zu-
letzt wurde ein Höchststand an Todesfällen binnen 24 Stunden vermerkt. Die Zahl der in 
Krankenhäusern sowie intensivmedizinisch behandelten Patienten liegt unvermindert hoch. 
Die Entwicklung in weiteren Staaten mit deutlich ansteigenden Fallzahlen, insbesondere 
auch Mitgliedstaaten in der Europäischen Union, werden genau beobachtet. Bei einem ver-
mehrten Eintragen der oben erwähnten Virusvarianten-Stämme in die Bundesrepublik 
Deutschland könnte es zu einem rasanten Fallzahlanstieg kommen. Die damit einherge-
hende mögliche Belastung der medizinischen Einrichtungen zum Schutz der Bevölkerung 
in der Bundesrepublik Deutschland ist zu vermeiden.  

Bereits andere Mitgliedstaaten der Europäischen Union ergreifen ähnliche Maßnahmen 
und beschränken die Einreise, insbesondere aus Virusvarianten-Gebieten. 

B. Lösung 

Neben den geltenden Test- und Quarantäneregeln ist zum Schutz der Bevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland und zur Limitierung des Eintrags und der schnellen Verbrei-
tung der neuen Virusvarianten eine zeitlich befristete Beschränkung der Beförderung von 
Einreisenden aus den als Virusvarianten-Gebieten eingestuften Staaten in die Bundesre-
publik Deutschland geboten.  

Bezüglich der an das Beförderungsverbot angelehnten Beschränkungen der Einreise aus 
Virusvarianten-Gebieten gelten für Drittstaatsangehörige die Bestimmungen des Artikels 14 
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e) der Verordnung (EU) 2016/399 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 über einen Gemeinschafts-
kodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) sowie 
§ 15 Absatz 2 und 3 des Aufenthaltsgesetzes und für die freizügigkeitsberechtigten Unions-
bürger, Angehörige der nicht der EU angehörenden EWR-Staaten sowie freizügigkeitsbe-
rechtigten Drittstaatsangehörigen die Bestimmungen des § 6 Absatz 1 des Freizügigkeits-
gesetzes/EU. Die erwähnten Beschränkungen der Einreise aus Virusvarianten-Gebieten 
werden im Rahmen von Grenzkontrollen geprüft.  

Durch die vorgesehenen Maßnahmen soll die Ausbreitung der neuen Virusvarianten einge-
dämmt werden.  

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Mit den vorgesehenen Maßnahmen geht eine Verbesserung der Verhütung der Infektionen 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 einher. Dadurch werden Kosten für die gesetzlichen 
Krankenkassen und die Beihilfeträger in nicht quantifizierbarer Höhe vermieden.  
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E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch zusätzlichen Kontrollaufwand in Zusammenhang mit der Überprüfung 
des Vorliegens der Beförderungsvoraussetzungen und der Anzeigepflicht 
entsteht Beförderungsunternehmen zusätzlicher Erfüllungsaufwand in nicht 
quantifizierbarer Höhe. Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten. 

Durch die Anzeigepflicht der Beförderungsunternehmen entstehen Bürokratiekosten in 
nicht quantifizierbarer Höhe. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Keiner.  

F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Verordnung der Bundesregierung 

Verordnung zum Schutz vor einreisebedingten Infektionsgefah-
ren in Bezug auf neuartige Mutationen des Coronavirus SARS-

CoV-2 nach Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite durch den Deutschen Bundestag 

(Coronavirus-Schutzverordnung – CoronaSchV) 

Vom  

Auf Grund des § 36 Absatz 10 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a des Infektionsschutzge-
setzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), der durch Artikel 1 Nummer 18 Buchstabe d 
des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) neu gefasst worden ist, verordnet 
die Bundesregierung: 

 

Inhaltsübersicht 

§ 1 Beförderungsverbot 

§ 2 Ordnungswidrigkeiten 

§ 3 Inkrafttreten; Außerkrafttreten 

§ 1 

Beförderungsverbot 

(1) Beförderer, die im grenzüberschreitenden Eisenbahn-, Bus-, Schiffs- oder Flugver-
kehr Personen aus einem Risikogebiet befördern, für das durch das Bundesministerium für 
Gesundheit im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt und dem Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat ein besonders hohes Risiko für eine Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 festgestellt wurde, weil in diesem Risikogebiet bestimmte Varianten des 
Coronavirus SARS-CoV-2 verbreitet aufgetreten sind (Virusvarianten-Gebiet nach § 3 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 der Coronavirus-Einreiseverordnung), sind verpflichtet, Beförde-
rungen aus diesen Gebieten in die Bundesrepublik Deutschland zu unterlassen.   

(2) Das Beförderungsverbot gilt nicht für 

1. die Beförderung von Personen mit Wohnsitz und Aufenthaltsrecht in der Bundesrepub-
lik Deutschland, 

2. die Beförderung von Personen, die in der Bundesrepublik Deutschland lediglich in ei-
nem Transitbereich eines Verkehrsflughafens umsteigen,  

3. reine Post-, Fracht- oder Leertransporte, 

4. die Rückführung von Luftfahrzeugen, Schiffen und Crews, 

5. Transporte mit Personal im Interesse der öffentlichen Gesundheit, Ambulanzflüge und 
Flüge zum Transport von Transplantationsorganen sowie notwendiges Begleitperso-
nal, 
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6. Beförderungen aus dringenden humanitären Gründen, 

7. Beförderungen im Auftrag der Internationalen Atomenergie-Organisation sowie der 
Vereinten Nationen und ihrer Organisationen. 

(3) Geplante Beförderungen nach Absatz 2 Nummer 1 sind dem Bundespolizeipräsi-
dium durch den Beförderer mindestens drei Tage vor der geplanten Einreise in der Bun-
desrepublik Deutschland anzuzeigen. Dies gilt nicht für Beförderungen im Rahmen des öf-
fentlichen Personennahverkehrs. 

(4) Im Übrigen bleiben in den Fällen des Absatzes 2 die Bestimmungen der Corona-
virus-Einreiseverordnung unberührt.  

§ 2 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgeset-
zes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 1 Absatz 1 eine Beförderung nicht 
unterlässt.  

§ 3 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 30. Januar 2021 in Kraft; sie tritt mit der Aufhebung der Fest-
stellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag 
nach § 5 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 
das zuletzt durch Artikel 4a des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3136) geän-
dert worden ist, ansonsten spätestens mit Ablauf des 17. Februar 2021 außer Kraft.  
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Die weltweite epidemiologische Situation im Hinblick auf die Ausbreitung von Infektionen 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 entwickelt sich weiterhin sehr dynamisch. Insbesondere 
im Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland, Republik Irland und in Por-
tugal sowie in der Republik Südafrika und in Brasilien sind neue Virusvarianten (Mutationen) 
festgestellt worden. Die Dynamik der Verbreitung der Varianten ist insbesondere in diesen 
Staaten besorgniserregend. Für diese und zukünftig auftretende Virusvarianten gilt, dass 
sich der Schweregrad der Erkrankung und die Übertragbarkeit im Vergleich gegenüber der 
initial zirkulierenden Virusvariante möglicherweise verändern können. Weiterhin besteht 
das Risiko, dass die Wirksamkeit der aktuell verwendeten Impfstoffe gegen die neuen Va-
rianten abnimmt, weil die durch die Impfung gebildeten neutralisierenden Antikörper gegen 
das veränderte Virus schlechter schützen. Diese Phänomene werden derzeit in zahlreichen 
wissenschaftlichen Studien weiter untersucht. 

Im Dezember 2020 berichteten britische Behörden von einer neuen SARS-CoV-2-Virusva-
riante (B.1.1.7), die sich seit September 2020 in Großbritannien ausbreitet. Untersuchun-
gen zufolge ist sie noch leichter von Mensch zu Mensch übertragbar als bisher zirkulierende 
Varianten. Nach Einschätzung der britischen Regierung ist die Variante um bis zu 70 Pro-
zent leichter übertragbarer und hat eine um 0,4 Punkte höhere Reproduktionsrate (R), im 
Vergleich zur bisher bekannten Variante von SARS-CoV-2.Während anfangs nicht davon 
ausgegangen wurde, dass diese Variante mit schwereren Krankheitsverläufen einhergeht, 
gibt es inzwischen – bei begrenzter Datenlage – erste Hinweise darauf, dass sie mit einer 
erhöhten Fallsterblichkeit einhergehen könnte. Hinweise auf eine verringerte Wirksamkeit 
der Impfstoffe gibt es bislang nicht. 

Über die Virusvariante B.1.351 aus Südafrika wurde ebenfalls erstmals im Dezember 2020 
berichtet. Auch sie geht ersten Untersuchungen zufolge mit einer höheren Übertragbarkeit 
einher. Inzwischen wurden erste Studien veröffentlicht, die vermuten lassen, dass der 
Schutz durch neutralisierende Antikörper gegenüber dieser Variante reduziert sein könnte 
bei Personen, die an der ursprünglichen Variante erkrankt waren oder einen auf dieser be-
ruhenden Impfstoff erhalten haben. 

Die SARS-CoV-2-Variante B.1.1.28 P.1 zirkulierte erstmals im brasilianischen Staat Ama-
zonas und ähnelt in ihren Veränderungen der südafrikanischen Variante. Eine erhöhte 
Übertragbarkeit wird ebenfalls als denkbar erachtet. Für eine mögliche Reduktion der Wirk-
samkeit neutralisierender Antikörper bei Genesenen bzw. Geimpften gibt es Anhaltspunkte.  

Das Auftreten der Varianten fällt zeitlich zusammen mit deutlichen Fallzahlanstiegen und 
massiver weitere Belastung der Gesundheitssysteme in den genannten Ländern/Regionen. 
Die Eigenschaften der Varianten werden derzeit in zahlreichen wissenschaftlichen Studien 
weiter untersucht.  

Als ein Virusvarianten-Gebiet musste erst kürzlich auch Portugal (seit dem 27. Januar 2021) 
eingestuft werden. Dort hatte die Zahl der Corona-Infektionen stark zugenommen und zu-
letzt wurde ein Höchststand an Todesfällen binnen 24 Stunden vermerkt. Die Zahl der in 
Krankenhäusern sowie intensivmedizinisch behandelten Patienten liegt unvermindert hoch. 
Die Entwicklung in weiteren Staaten mit deutlich ansteigenden Fallzahlen, insbesondere 
auch Mitgliedsstaaten in der Europäischen Union, wird genau beobachtet. Bei einem ver-
mehrten Eintrag der oben erwähnten Virusvarianten-Stämmen in die Bundesrepublik 
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Deutschland könnte es zu einem rasanten Fallzahlanstieg kommen. Die damit einherge-
hende, möglicherweise bedenkliche Belastung der medizinischen Einrichtungen zum 
Schutz der Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland zu vermeiden.  

Bereits andere Mitgliedsstaaten der Europäischen Union ergreifen ähnliche Maßnahmen 
und beschränken die Einreise, insbesondere aus Virusvarianten-Gebieten. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Zum Schutz der Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland ist zur Limitierung des 
Eintrags und der schnellen Verbreitung der neuen Virusvarianten eine zeitlich befristete 
Beschränkung der Beförderung von Einreisenden aus den als Virusvarianten-Gebieten ein-
gestuften Staaten in die Bundesrepublik Deutschland geboten.  

Bezüglich der an das Beförderungsverbot angelehnten Beschränkungen der Einreise aus 
Virusvarianten-Gebieten gelten für Drittstaatsangehörige die Bestimmungen des Artikels 14 
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e) der Verordnung (EU) 2016/399 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 über einen Gemeinschafts-
kodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) sowie 
§ 15 Absatz 2 und 3 des Aufenthaltsgesetzes und für die freizügigkeitsberechtigten Unions-
bürger, Angehörige der nicht der EU angehörenden EWR-Staaten sowie freizügigkeitsbe-
rechtigten Drittstaatsangehörigen die Bestimmungen des § 6 Absatz 1 des Freizügigkeits-
gesetzes/EU. Die erwähnten Beschränkungen der Einreise aus Virusvarianten-Gebieten 
werden im Rahmen von Grenzkontrollen geprüft.  

Durch die vorgesehenen Maßnahmen soll die Ausbreitung der neuen Virusvarianten einge-
dämmt werden. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Regelungskompetenz 

Die Regelungskompetenz beruht auf der Ermächtigungsgrundlage in § 36 Absatz 10 Satz 
1 Nummer 2 Buchstabe a IfSG. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Die Regelungen sind mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar. 

VI. Regelungsfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Keine. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Verordnungsentwurf wurde unter Berücksichtigung der Ziele, Indikatoren und Prinzi-
pien der nachhaltigen Entwicklung geprüft. Er folgt den Leitgedanken der Bundesregierung 
zur Berücksichtigung der Nachhaltigkeit. Indem die Einreiseverordnung der Verhinderung 
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der Weiterverbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 dient, trägt sie zur Gewährleistung der 
Gesundheit der Bevölkerung (SDG 3) und der Vermeidung von Gefahren und unvertretba-
ren Risiken für die menschliche Gesundheit (Prinzip 3b) bei.  

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

4. Erfüllungsaufwand 

Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 

Wirtschaft 

Durch zusätzlichen Kontrollaufwand in Zusammenhang mit der Überprüfung des Vorlie-
gens der Beförderungsvoraussetzungen und der Anzeigepflicht entsteht Beförderungsun-
ternehmen zusätzlicher Erfüllungsaufwand in nicht quantifizierbarer Höhe.  

Das Regelungsvorhaben unterliegt nicht der „One in, One out“-Regel der Bundesregierung, 
da mit diesem Vorhaben kein jährlicher Erfüllungsaufwand der Wirtschaft verbunden ist.  

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Durch die Anzeigepflicht der Beförderungsunternehmen entstehen Bürokratiekosten in 
nicht quantifizierbarer Höhe. 

Verwaltung 

Keine. 

5. Weitere Kosten 

Keine. 

6. Weitere Regelungsfolgen 

Keine. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Gemäß § 36 Absatz 12 IfSG tritt eine aufgrund des Absatzes 8 Satz 1 oder des Absatzes 
10 Satz 1 erlassene Rechtsverordnung mit der Aufhebung der Feststellung der epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 
Satz 2 außer Kraft, ansonsten spätestens mit Ablauf des 31. März 2021. Die vorliegenden 
Maßnahmen sind zunächst bis zum 17. Februar 2021 befristet. 

Ziel dieser Verordnung ist, die Ausbreitung der neuen Virusvarianten zu begrenzen. Die 
Bundesregierung beobachtet tagesaktuell die Entwicklungen der Ausbreitung der Virusva-
rianten sowohl in Deutschland als auch in anderen Staaten.   
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B. Besonderer Teil 

Zu § 1  

Absatz 1 

Unternehmen, die im Eisenbahn-, Bus-, Schiffs- oder Flugverkehr Personen aus einem Ri-
sikogebiet befördern, für das durch das Bundesministerium für Gesundheit im Einverneh-
men mit dem Auswärtigen Amt und dem Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
ein besonders hohes Risiko für eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 festgestellt 
wurde, weil in diesem Risikogebiet bestimmte Varianten des Coronavirus SARS-CoV-2 ver-
breitet aufgetreten sind (Virusvarianten-Gebiet nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 der 
Coronavirus-Einreiseverordnung vom 13. Januar 2021 (BAnz AT 13.01.2021 V1), sind ver-
pflichtet, Beförderungen aus diesen Staaten in die Bundesrepublik Deutschland zu unter-
lassen.  

Maßgeblich für die Einstufung eines Staates im Ausland als besonderes Risikogebiet auf-
grund des Auftretens einer Virusvariante nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Coronavirus-
Einreiseverordnung ist die Verbreitung einer Virusvariante (Mutation), von welcher anzu-
nehmen ist, dass von dieser ein besonderes Risiko ausgeht, z.B. hinsichtlich einer vermu-
teten oder nachgewiesenen leichteren Übertragbarkeit oder anderen Eigenschaften, die die 
Infektionsausbreitung beschleunigen, die Krankheitsschwere verstärken, oder gegen wel-
che die Wirkung einer durch Impfung oder durchgemachten Infektion erreichten Immunität 
abgeschwächt ist. § 2 Nummer 17 zweiter Halbsatz des Infektionsschutzgesetzes findet auf 
die Feststellung dieser Risikobiete entsprechende Anwendung, so erfolgt auch die Einstu-
fung als ein Virusvarianten-Gebiet mit Ablauf der ersten Tages nach Veröffentlichung der 
Feststellung durch das Robert Koch-Institut im Internet unter der Adresse 
https://www.rki.de/risikogebiete. 

Mit dem Beförderungsverbot ist zwar ein erheblicher Eingriff in die Berufsfreiheit der be-
troffenen Unternehmen aus Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes wie auch in die Grund-
rechte der Reisewilligen und - soweit Mitgliedstaaten der EU betroffen sind - in die 
Grundfreiheiten des Binnenmarktes verbunden. Dieser Eingriff ist aber zur Abwendung 
besonders schwerwiegender Gefahren für die öffentliche Gesundheit in Bezug auf 
Reisebewegungen aus diesen Ländern erforderlich, um zu verhindern, dass die 
gefährlicheren Virusvarianten nach Deutschland unkontrollert eingeschleppt werden.  

Die Ausnahmen in Absatz 2 sichern dabei die Verhältnismäßigkeit für jene Fälle, in denen 
ein strenges Beförderungsverbot nicht sinnvoll oder angemessen ist. In Bezug auf die 
Grundrechte der Reisewilligen ist die Angemessenheit der Regelung im Übrigen dadurch 
gewahrt, dass eine Beförderung von Personen, deren Einreise nicht aus aufenthaltsrechtli-
chen Gründen verweigert werden kann, ausdrücklich zulässig bleibt.  

Bezüglich der an das Beförderungsverbot angelehnten Beschränkungen der Einreise aus 
Virusvarianten-Gebieten gelten für Drittstaatsangehörige die Bestimmungen des Artikels 14 
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e) der Verordnung (EU) 2016/399 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 über einen Gemeinschafts-
kodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) sowie 
§ 15 Absatz 2 und 3 des Aufenthaltsgesetzes und für die freizügigkeitsberechtigten Unions-
bürger, Angehörige der nicht der EU angehörenden EWR-Staaten sowie freizügigkeitsbe-
rechtigten Drittstaatsangehörigen die Bestimmungen des § 6 Absatz 1 des Freizügigkeits-
gesetzes/EU. Die erwähnten Beschränkungen der Einreise aus Virusvarianten-Gebieten 
werden im Rahmen von Grenzkontrollen geprüft.  

Zu Absatz 2 

https://www.rki.de/risikogebiete
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Absatz 2 führt wenige Konstellationen an, in denen das Beförderungsverbot nach Absatz 1 
nicht gilt. Diese dienen der Rückkehr von Deutschen und Ausländern an ihren Wohnsitz 
sowie der Aufrechterhaltung der Grundversorgung der Bevölkerung, auch im medizinischen 
Bereich, oder sind aus humanitären bzw. Gründen der internationalen Zusammenarbeit 
geboten. 

Der Wohnsitz im Sinne von Absatz 2 Nummer 1 ist der räumliche Mittelpunkt der Lebens-
verhältnisse einer natürlichen Person. Dazu zählen auch Beherbergungsstätten, die vom 
Arbeitgeber während des Beschäftigungsverhältnisses, etwa für landwirtschaftliche Saison-
arbeitskräfte zur Nutzung bereitgestellt werden sowie Unterkünfte für Soldatinnen und Sol-
daten, die in multinationalen Organisationsbereichen tätig sind. 

Deutschen Staatsangehörigen ohne Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland soll die 
Beförderung in das Bundesgebiet nicht verwehrt werden; deutschen Staatsangehörigen 
darf die Einreise in das Bundesgebiet nach § 10 Absatz 3 des Paßgesetzes nicht versagt 
werden. 

 

Zu Absatz 3 

Im Fall einer Ausnahme nach Absatz 2 Nummer 1 muss die geplante Beförderung dem 
Bundespolizeipräsidium durch den Beförderer mindestens drei Tage vor der geplanten 
Einreise in die Bundesrepublik Deutschland angezeigt werden. Das 
Bundespolizeipräsidium als Bundesoberbehörde wird so in die Lage versetzt, 
grenzpolizeiliche Kontrollen durch nachgeordnete Dienststellen des Bundespolizei-
präsidiums und die mit der Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten 
Behörden zu koordinieren und zu steuern. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 dient der Klarstellung, dass in den Fällen des Absatzes 2, nach denen eine 
Beförderung weiterhin möglich ist, die Vorgaben der Coronavirus-Einreiseverordnung 
weitehrin Anwendung finden. Insbesondere sind Beförderungen untersagt, wenn die zu 
befördernden Personen im Rahmen der Kontrollen durch die Beförderer vor der 
Beförderung keinen Nachweis nach § 3 Absatz 3 der Coronavirus-Einreiseverordnung 
vorgelegt haben (§ 6 Absatz 2  Satz 1 in Verbindnung mit Absatz 1 Satz 5 der Coronavirus-
Einreiseverordnung). 

Zu § 2 (Ordnungswidrigkeiten) 

Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten richtet sich nach § 73 Absatz 1a Nummer 24 und 
Absatz 2 des Infektionsschutzgesetzes und dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch  
Artikel 185 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. S. 1328) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung. Die Ordnungswidrigkeitentatbestände werden einzeln aufge-
führt. 

Zu § 3 (Inkrafttreten; Außerkrafttreten) 

Die Verordnung tritt am 30. Januar 2021 in Kraft und am 17. Februar 2021 außer Kraft.  

Ein unverzügliches Inkrafttreten dieser Verordnung ist zum Schutz der Bevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland vor den neuen Virusvarianten des Coronavirus SARS-CoV-2 
dringend geboten, da verhindert werden muss, dass sich diese in Deutschland unkontrolliert 
ausbreiten. 
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